AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG

( Rechtsabteilung 7

Gemeinden und Gemeindever-

bände, Wahlen und Volksrechte
Bearbeiter Dr. Kindermann

Tel.: (0316) 877-2714; 

Fax (0316) 877-4283

E-Mail: post@ra7.stmk.gv.at

Bei Antwortschreiben bitte 

Geschäftszeichen (GZ) anführen

An alle

steirischen Gemeinden

Graz, am 3.12.1998

GZ.: 7-482-101/95-57

Ggst: Befreiung für Wein-Abhofverkauf von der Getränkesteuer, Beschluß der Kommission gemäß Art. 149 der Beitrittsakte, Aufzeichnungspflichten

Aus Anlaß des Schreibens des Bundesministeriums für Finanzen vorn 15. Oktober 1998, GZ. 61 2124/35-II/11/98, welches in der Folge auszugsweise wiedergegeben wird, ergeht die Einladung an die Gemeinden, entsprechend den Vorgaben des § 11 Getränke- und Speiseeisabgabegesetz 1993, LGBl. Nr. 19/1994, und der §§ 100 ff Stmk. Landesabgabenordnung, LGBl. Nr. 158/1963 i.d.g.F., jene Landwirte, welche einen sogenannten Ab-Hofverkauf durchführen, über die (zukünftigen) Aufzeichnungspflichten zu informieren:

„Mit Entscheidung der Kommission vom 24.7.1998, K(98) 2027, ‚mit Übergangsmaßnahmen für Österreich hinsichtlich der Steuerbefreiung für Wein und andere gegorene Getränke‘ wurde Österreich gemäß Art. 149 der Beitrittsakte das Recht eingeräumt, seine Bestimmungen, gemäß denen die Erzeuger von Wein und anderen gegorenen Getränken von der Getränkesteuer befreit sind, wenn sie ihre Erzeugnisse unmittelbar am Erzeugungsort an den Verbraucher verkaufen (sogenannter Wein-Abhofverkauf), bis zum 31. Dezember 1998 beizubehalten.

Die EU-rechtliche Zulässigkeit der Befreiung des Wein-Abhofverkaufs von der Getränkesteuer kann somit nur mehr für die Zeit ab dem 1. 1. 1999 strittig sein.

....

Sollte (daher) letzten Endes entschieden werden, daß die Ausnahme für den Wein-Abhofverkauf eine unzulässige Beihilfe darstellt, ist damit zu rechnen, daß diese für den Zeitraum ab 1.1.1999 an den Beihilfengeber, d.i. als Steuergläubiger die jeweilige erhebungsberechtigte Gemeinde, zurückgezahlt werden muß.

Allfällige mangelhafte Aufzeichnungen der Landwirte würden Schätzungen erforderlich machen, die die Gefahr in sich bergen, daß es teilweise zu Ungerechtigkeiten in der Bemessung der zurückzuzahlenden Beihilfe kommt. Damit eine gerechte Ermittlung der Grundlagen, die sohin auch im wesentlichen Interesse der Landwirte gelegen ist, durchgeführt werden kann, sind von den Landwirten für Wein-Abhofverkäufe ab dem 1.1.1999 entsprechend den Aufzeichnungspflichten in den Getränkesteuergesetzen der Länder solche Aufzeichnungen zu führen, aus denen sich die Höhe der (rückwirkenden) Steuerpflicht ergibt. ......“

Unter Bedachtnahme darauf, daß nur vollständige Aufzeichnungen der betroffenen Landwirte eine ziffernmäßig korrekte Rückzahlung der Beihilfe bei einer allfälligen EU-Rechtswidrigkeit dieser Ausnahme an die erhebungsberechtigten Gemeinden ermöglichen können, werden die Gemeinden eingeladen, die im vorzitierten Schreiben des Bundesministeriums für Finanzen aufgezeigten Maßnahmen zu treffen.

 Für die Steiermärkische Landesregierung:

Der Abteilungsvorstand:

(Hofrat Dr. Heinz Schille)

Ergeht nachrichtlich an:

1. die Kammer für Land- und Forstwirtschaft, Hamerlinggasse 3, 8011 Graz;

2. den Steiermärkischen Gemeindebund, Burgring 18, 8010 Graz;

3. den Österreichischen Städtebund, Landesgruppe Steiermark, Hans-Resel-Gasse 6,  8020 Graz;

4. die Landesamtsdirektion – Erlaßsammlung.

